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20020 prüfungsämter, die Gemeindeprüfungsanstalt und die

Innenrevisionen in ihrem jeweiligen Zuständigkeits-

Gesetz bereich. .
. erbesserung der Korruptionsbekämpfung 3») Korruntionszefährdete Bereiche sind insbesondere

: und zurErrichtung und Führung eınes dort anzunehmen, wo auf Aufträge, Fördermittel oder
Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen auf Genehmigungen, Gebote und Verbote Einfluss

(Korruptionsbekämpfungsgesetz genommen werden kann. Die korruptionsgefährdeten
- KorruptionsbG) Bereiche und die entsprechenden Arbeitsplätze sind

behördenintern festzulegen.
Vom 16. Dezember 2004

‚DerLandtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das Abschnitt 2
hiermit verkündet wird: Informationsstelle und Vergaberegister

Gesetz .
- zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung ‚Informationsstelle

" und zur Errichtung und Führung eines In dem für das Finanzwesen zuständigen Ressort wird
Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen eine Informationsstelle eingerichtet, bei der zwischen

(Korruptionsbekämpfungsgesetz öffentlichen Stellen Informationen über die Zuverlässig-
- KorruptionsbG) keit von natürlichen Personen, juristischen Personen und

Personenvereinigungen bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge ausgetauscht werden können. Zu diesem Zweck

Abschnitt 1 führt die Informationsstelle ein Vergaberegister.
Einleitende Vorschriften

si s 4 .
Geltungsbereich m Das ee aber r. . 14 . . as Register enthält Informationen über Vergabe-

u) Dieses Gesetzgilt, soweit im Einzelnen nichts „usschlüsse und Hinweise auf Verfehlungen, die nicht. anderes bestimmi 1St, zu einem Vergabeausschluss geführt haben (Vergabe-

‚1. die Behörden, Einrichtungen, Landesbetriebe und register).' Sondervermögen des Landes; soweit sie Verwaltungs- . : ; ;

aufgaben wahrnehmen auch für den Landesrech- enVergabeontscheidun.
nungshof, die Landesbeauftragte für Datenschutz und gen öffentlicher Stellen .
Informationsfreiheit und die Organe der Rechtspflege "
(Gerichte, Staatsanwaltschaften, Vollzugsanstalten Die Informationen dienen ferner der Unterstützung
und Gnadenstellen), von Strafverfolgungsbehörden. .

2. die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die (3) In dem Vergaberegister werden zu diesem Zweck
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstellten Kör- Daten

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 7 über natürliche Personen gespeichert und verarbeitet» ’ 8 7),
3. die Beschäftigten im öffentlichen Dienst des Landes ; „ - #

Nordrhein-Westfalen, der Gemeinden und Gemeinde- ” die vonderVergabe öffentlicher Aufträge aus-
. verbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes &

unterstellten Körperschaften, Anstalten und Stiftun- — bei denen im Sinne des $5 Abs. 2 ein Eintrag erfolgt

gendes öffentlichenHechis,auf die das Beamtenrecht, ist,as Tarifrecht des öffentlichen Dienstes oder Dienst- u. at in:- . 3. über juristische Personen und Personenvereinigungen

vertragsrechtAnwendungfindet, oder deren Teile gespeichert und verarbeitet ($ 7),
4. die Mitglieder der Landesregierung, - die von der Vergabe öffentlicher Aufträge aus-

5. dieMitglieder in den Organen und Ausschüssen der geschlossen worden sind oderGemeinden und Gemeindeverbände, die Mitglieder in. _ aftiota ji ; Ua

derBezirkesvertretung, die Ortsvorsteherinnen und derenBeschäftigteim re ‚Dienstverhält-Ortsvorsteher sowie die sachkundigen Bürgerinnen Sinne des $ 5 Abs. 2 eifzutragen ist ’
und Bürger gemäß $ 58 Abs. 3 Gemeindeordnung, 8 41 ' °
Abs. 5 Kreisordnung oder $ 13 Abs. 3 Landschaftsver-
bandsordnung, 85

6. die Mitglieder derOrgane der sonstigen der Aufsicht Verfehlungdes Landes unterstellten Körperschaften, Anstalten (1) Eine Verfehlung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor,
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, wenn durch eine Person ($ 4 Abs. 3 Nr. 1) im Rahmen

7. die juristischen Personen und Personenvereinigungen, einer unternehmerische Betätigung
bei denen die absolute Mehrheit der Anteile oder die 1. Straftaten nach $$ 331-335, 261 (Geldwäsche, Ver-
absolute Mehrheit der Stimmen den öffentlichen schleierung illegalen Vermögens), 263 (Betrug), 264
Stellen zusteht oder deren Finanzierung zum über- (Subventionsbetrug), 265b  (Kreditbetrug), 256

wiegenden Teil durch Zuwendungen solcher Stellen (Untreue), 266a (Vorenthalten/Veruntreuen vonerfolgt, Arbeitsentgelt), 298 (illegale Absprachen bei Aus-
. a: unge hreibungen), 299 (Bestechung/Bestechlichkeit),

8. die natürlichen und juristischen Personen und Perso- sc
nenvereinigungen, die sich um öffentliche Aufträge „08s (Abgeordnetenbestechung) StGB und nach $ 370bei den in Nummer 1, 2 und 7 genannten Stellen 5 8:
bewerben. 2. nach $$ 19, 20, 20a und 22 des Gesetzes über die

{2) Die Regelungen gelten nicht für die Kirchen, Kontrolle von Kriegswaffen,
Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemein- 3. Verstöße gegen $ 81 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
schaften. beschränkungen (GWB), insbesondere nach $ 14 GWB

' durch Preisabsprachen und Absprachen über die Teil-

82 nahme am Wettbewerb,
Prüfeinrichtungen 4. Verstöße gegen $ 16 des Arbeitnehmerüberlassungs-

[6 8) Prüfeinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind gesetzes,der Landesrechnungshof einschließlich seiner staatlichen 5. Verstöße, die zu einem Ausschluss nach $ 21 des
. Rechnungsprüfungsämter, die kommunalen Rechnungs- Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und ille-
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galen Beschäftigung (Schwarzarbeitsbekämpfungs- 8. sofern kein Ausschluss erfolgt ist, Beginn und Dauer
gesetz - SchwarzArbG) oder nach $ 6 Arbeitnehmer- der vorzunehmenden Eintragung,
Enntsendegesetz führen können oder geführt haben, 9. Art der Verfehlung nach $ 5 Abs. 1

von Bedeutung, insbesondere in Bezug auf die Art und 10. das Verfahrensstadium der Verfehlung nach $ 5
Weise der Begehung oder den Umfang des materiellen "Abs. 2 8
oder immateriellen Schadens, begangen worden sind. 5. . et: : os : . Sind nur Teile (Filialen) eines Unternehmens betroffen,

aEin Eintrag erfolgt bei einer Verfehlung im Sinne „, erfolgt nur die Speicherung der Daten dieses Unter-nehmensteils.

1. bei Zulassung der Anklage Wurde eine Verfehlung von einzelnen Personen began-

2. bei strafrechtlicher Verurteilung gen, diekeinenbestimmendenEinfluss auf ar Unter:: . nehmen bzw. auf ihren Unternehmensteil hatten un
3. bei Erlass eines Strafbefehls weist das Unternehmen nach, dass die Verfehlung nicht
4. bei Einstellung des Strafverfahrens nach$ 153a auf strukturelle oder organisätorische Mängel in dem

Strafprozessorunung (StPO) Unternehmen zurückzuführen ist, soerfolgt nur eine
5. nach Rechtskraft eines Bußgeldbescheids Speicherung der Daten der verantwortlich handelnden
6. für die Dauer der Durchführung eines Straf- oder ; ; .

Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der (2) Erweisen sich einzelne Angaben als falsch, veran-- . : ger lasst die ursprünglich meldende Stelle die unverzügliche
Beweislage bei der meldenden Steile kein vernünfti- Löschung oder Berichtigun
ger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung 8 gung. .
besteht, und die Ermittlungs- bzw. die für das Buß- (3) Eine Eintragung im Vergaberegister ist zu löschen
geldverfahr: ustä dige V ltungsbehörde deahren zuständi erwaltungsbehörde den Es . ; . ;. : = : 1. bei einer befristeten Eintragung mit Ablauf der Frist,
Ermittlungszweck nicht gefährdet sieht. spätestens jedoch am Ende des fünften Jahres vom

Zeitpunkt der Eintragung an,

. 86 . 2. wenn eine der in & 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 genannten

an Datenübermittlungle Stellen,die den AusschlussoderdenHinweismitge-teilt hat, die Wiederherstellung der Zuverlässigkeit

(1) Stellen im Sinne von $ 1 Abs. 1 Nr. 1,2 und 7 sind meldet,
verpflichtet, dem Vergaberegister die in $ 7 Abs. 1 3, wenn eine Mitteilung gemäß Absatz 5 eingeht und
genannten Daten zu melden, sobald sie in Bezug auf die Stelle, die den Ausschluss oder den Hinweis
natürliche Personen, juristische Personen oder Personen- gemeldet hat, nicht innerhalb eines Monats nach
vereinigungen einen Vergabeausschluss aussprechen oder Übermittlung der Mitteilung durch die Informa-
ihnen einzutragende Verfehlungen im Sinne von $ 5 im tionsstelle widerspricht. Für die Dauer dieser Frist
Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung bekannt werden. ist der Eintrag zu sperren und mit einem Sperrver-

(2) Öffentliche Stellen des Bundes und der anderen merk zu versehen,
Länder können, soweit nicht anderweitige Rechtsvor- 4, bei Einstellung des eingeleiteten Ermittlungs- oder
schriften entgegenstehen, die in $ 7 Abs.1genannten Strafverfahrens mit Ausnahme einer Einstellung nach
Daten melden, sobald sie in Bezug auf natürliche Perso- $ 153a StPO
nen, juristische Personen oder Personenvereinigungen . . ’ .
einen Vergabeausschluss aussprechen oder ihnen einzu- 5. bei Freispruch nach einer Meldung nach $ 5 Abs. 2
tragende Verfehlungen im Sinne von $ 5 bekannt werden. Nr. 1,3 und 6.

(3) Die meldende Stelle gibt der natürlichen Person, (4) Eine vorzeitige Löschung kann durch die mel-
juristischen Person oder Personenvereinigung Gelegen- dende Stelle auf schriftlichen Antrag der/des von der
heit zur Äußerung zur Datenverarbeitung nach Absatz 1, Meldung Betroffenen veranlasst werden, wenn diese/
$ 4 Abs. 5 DSG NRW findet entsprechende Anwendung. dieser durch geeignete organisatorische und personelle
Die meldende Stelle dokumentiert ihre Entscheidungs- Maßnahmen Vorsorge gegen die Wiederholung der Ver-

. gründe. Sie unterrichtet die Betroffenen nach Satz 1 vor fehlung getroffen hat undder Schadenersetztwurdeer Meldung über deren Wortlaut. oder eine verbindliche Anerkennung der Schadenser-
; = . .. satzverpflichtung dem Grunde und der Höhe nach - z.B.

.(4) Die meldende Stelle trägt die Verantwortung für Verbundenmit der Vereinbarurg eines Zahlungsplans -
deRichtigkeit der gemeldeten Daten nach s1.Rechts- vorliegtelfe gegen die Entscheidung der meldenden Stelle "

haben are aufschiebendeWirkung, Bei der Entscheidung über die vorzeitige Löschung .° sind die Besonderheiten des Einzelfalles zu berücksich-
tigen.

87
; (5) Erhält eine Stelle im Sinne von $ 6 Abs. 1 Kennt-

bei te le nis von Umständen, die eine weitere Speicherung im
. " . Vergaberegister ausschließen, so ist dies der Infor-

(1) Die Informationsstelle erhebt und verarbeitet zu mationsstelle unverzüglich mitzuteilen. Andere öffent-
Verfehlungen im Sinne dieses Gesetzes folgende Daten: liche Stellen gemäß $ 6 Abs. 2 haben insofern ein Mel-

1. Name, Adresse, Aktenzeichen, Ansprechpartnerin derecht.
oder Ansprechpartner der meldenden Stelle, _ Die Informationsstelle leitet diese Meldung unverzüg-

2. Name, Geburtsdatum und Geburtsort sowie Adresse lich an die ursprünglich meldende Stelle zur Entschei-
der gemeldeten natürlichen Person, juristischen Per- aneeiter endgültige Löschung aus dem Vergabe-son oder Personenvereinigung, “

3. vertretungsberechtigte Personen der natürlichen 88

ajuristischen Person oder Personenvereini- Anfrage an die Informationsstelle
4 Datum der dung „etans.2b Eigenene ei
5. die im Zusammenhang mit der Meldung stehende Art bers, die/der den Zuschlag erhalten soll, vorliegen, sind

der wirtschaftlichen Tätigkeit oder des Gewerbes der bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen
gemeldeten natürlichen Person, juristischen Person mit einern Wert über 25.000,- € oder 50.000,- € bei Ver-

oder Personenvereinigung, gaben yonBauleistungen jeweils netto nach‚Abzug der; msatzsteuer, von der Vergabestelle vor Erteilung eines

6.Handelsregistern en öffentlichen Auftrages - bei Vergaben oberhalb der
7. im Fall des Ausschlusses von der öffentlichen Auf- EU-Schwellenwerte bereits vor Absendung der Informa-

tragsvergabe durch die meldende Stelle Datum und tion nach $ 13 Vergabeverordnung - an die Informations-
Dauer des Ausschlusses, stelle zu richten.
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Unterhalb der genannten Wertgrenzen steht die diese/dieser für Aussagegenehmigungen zuständig wäre,
Anfrage im pflichtgemäßen Ermessen der Vergabestelle ist die oberste Aufsichtsbehörde für die Erteilung der
oder öffentlichen Stelle. . Aussagegenehmigung zuständig.

- (2) Berechtigt, Anfragen an die Informationsstelle zu
richten, sind Vergabestellen, Prüfeinrichtungen, Staats- ‚813
anwaltschaften und das Landeskriminalamt NRW. Beratungspflicht

(3) Zu Anfragen an die Informationsstelle sind ferner Die Prüfeinrichtungen sind verpflichtet, auf Anfrage
berechtigt die Vergabestellen des Bundes und der Länder, der Behörden des Landes, der Gemeinden und Gemein-

" soferndas Auftragsvolumen mehrals se.000,-€beträgt, deverbände, der sonstigen der Aufsicht des Landessowie die Generalstaatsanwaltschaften der Länder. unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts, diese über die Auf-
deckungsmöglichkeiten und Verhinderungen von Ver-

5° fehlung ach 8 5 Abs. 1 zu beraten. Die Prüfein. . ehlungen n S. N. -

ae endeStetle richtungen entscheiden über Art und Umfang derBeratung.

(1) Liegt eine berechtigte Anfrage nach $ 8 Abs. 1 bis 3

vor, so werden der anfragenden, Stelle von der Informa- g1ationsstelle die Daten nach $ 7 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 über- =

mittelt, die in derAnfrage genannt werden. Jede insoweit Personalaktenerteilte Auskunft ist sowohl bei der Informationsstelle als Für die uneingeschränkte Auskunft aus und den
auch bei der anfragenden Stelle zu dokumentieren. Die Zugang zu Personalakten für die Prüfeinrichtungen ist
anfragende Stelle entscheidet in ihrer Zuständigkeit, ob 8102 Abs. 3 Satz 3 Landesbeamtengesetz (LBG) entspre-
auf Grundderübermittelten Daten einAusschluss bei chendanzuwenden. $ 95 Landeshaushaltsordnung bleibter Vergabe eines öffentlichen Auftrages erfolgt. unberührt.

(2) Die anfragende Stelle ist darauf hinzuweisen, dass \
sie die übermittelten Daten nur zur Erfüllung des in $ 4 815
genannten Zieles verwenden darf. Auskunftspflicht

g 10 Die Mitglieder nach 8 1 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 geben, soweit. w \ . es für die jeweilige Einzelfallprüfung notwendig ist, der
. Sicherheit der Datenübermittlung Prüfeinrichtung uneingeschränkt Auskunft über ihre

- {1) Datenübermittlungen durch dasRegister und an Vermögensverhältnisse wie Beteiligung an Unternehmen,das Register erfolgen schriftlich. Das Telefax gilt als Wertpapiervermögen, treuhänderisch gehaltenem Vermö-
Schriftform. gen und Grundbesitz. Art und Weise des Verfahrens, wie

(2) Abweichend von $ 3a Abs 2 Satz 2 Verwaltungs Mitgliederder Landesregierung einer Auskunftspflicht. - t tz 1 genü ö , tdieL -

verfahrensgesetz NRW bedarf es für die elektronische regierung in ihrerGeschäftsordnung. regelt die Landes
Datenübermittlung zwischen öffentlichen Stellen und .
der Informationsstelle über das Landesverwaltungsnetz

| oder andere entsprechend sichere Verwaltungsnetze Abschnitt 4
keiner Signatur. Vorschriften zur

Herstellung von Transparenz

gıl a

Anwendbarkeit \ An. S ai ht
des Datenschutzgesetzes NRW für die V Peer Aufträ 4

und des Informationsfreiheitsgesetzes NRW Vermögensveräußerungen un
. Das Datenschutzgesetz NRW gilt sinngemäß auch, . ; .

soweit von diesem Gesetz andere fs natürliche Personen aellenimSinnedia s1 abs. 1unund 7enbetroffen sind. Das Informationsfreiheitsgesetz NRW eiKae eeke zeU an ehafte darstellen.den erfindet auf die Regelungen des 2. Abschnitts keine ti nc ie nTrrir em der Gemeinde-
Anwendung sie zuständigen Prüfeinrichtungen, der Gemeinde-" prüfungsanstalt für alle im kommunalen Bereich oder

dem Landesrechnungshof für alle im Landesbereich

Abschnitt 3 erfolgten Vergaben, an. Das gleiche gilt für Vermögens-, schnutt veräußerungen. Hierzu sind eine Liste der Angebote
Anzeige-, Unterrichtungs-, aller Bieterinnen und Bieter sowie Bewerberinnen undBeratungs- und Auskunftspflichten Bewerber mit Namen und Preis sowie die Auswahlent-

scheidung einschließlich Begründung beizufügen. $ 10
$12 gilt entsprechend. Die Prüfeinrichtungen sind unterein-

Anzeigepflicht ander im Rahmen ihrer Zuständigkeit auskunftsver-
(1) Liegen Tatsachen vor, die Anhaltspunkte für Ver- pflichtet.

fehlungen nach & 5 Abs. 1 darstellen können, zeigt die
Leiterin oder der Leiter einer Stelle nach $ 1 Abs. 1, die 817

' Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungs- Veröffentlichungspflichteamte einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, . 101: .

die Verantwortliche oder der Verantwortliche einer „DieMitgliedernachS }Abs,1 Nn @ gebengegenüber
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstellten Kör- die Mit leder nach & 1 Abs 1 Nr. 5 geben „D enüber derperschaft, Anstalt und Stiftung des öffentlichen Rechts - B 1 in oder d & geB 1
(8 1 Abs. 1 Nr. 2), diese dem Landeskriminalamt an. Das Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungs-
1iab gilt für das für die Prüfun.g zuständige Mitglied beamten, Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptver-En Landesrechnungshofs, die Leiterinnen oder Leiter waltungsbeamte und Leiterinnen oder Leiter von sonsti-

“ der kommunalen R an: rüfungsämter und die Lei gen der Aufsicht des Landes unterstellten Körperschai-
terin oder den Leiterder Gemeinderüfungsanstalt, ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtswenn bei den Prüfungen Anhaltspunkte nach Satz ı geben gegenüber der ee ‚oder dem Leberder Auf.festgestellt werden; in diesem Fall ist in der Regel die Sichtsbehördeunddie MikgliecerLeBR er&ı Abs, 1Ir 6
Leiterin oder der Leiter der betroffenen Behörde oder eftlich Auskunft über 8

- Einrichtung über die Anzeige unverzüglich zu unter-
richten. 1. den ausgeübten Beruf und Beraterverträge,

(2) Soll eine Unterrichtung nach Absatz 1 Satz 2 letz- 2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen
ter Satzteil nicht erfolgen, weil Zweifel an der Unbefan- Kontrollgremien im Sinne des $ 125 Abs. 1 Satz 3 des
genheit der Leiterin oder des Leiters vorliegen und Aktiengesetzes,
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3, die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten Abschnitt 6
Aufgabenbereichen in öffentlich-rechtlicher oder pri- Schlussvorschriften
vatrechtlicher Form der in $ 1 Abs. 1 und Abs. 2 des \
Landesorganisationsgesetzes genannten Behörden 822
und Einrichtungen, Überprüfung der

4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrecht- Auswirkungen des Gesetzes
licher Unternehmen, Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden nach einem

5. die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren Erfahrungszeitraum von drei Jahren durch die Landes-
" Gremien. regierung überprüft. Die Landesregierung unterrichtet

Die Angab . . . ;ährlich danach den Landtagsausschuss für Innere Verwaltungie Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu und Verwaltungsstrukturreform sowie den Ausschuss für
veröffentlichen. Kommunalpolitik.

\ 518 823
Anzeigepflicht In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten

von Nebentätigkeiten Dieses Gesetz tritt am 1. März 2005 in Kraft und am

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptver- 28. Februar 2009 außerKraft. .
waltungsbeämte zeigt ihre/seine Tätigkeiten nach $ 68
Abs. 1 LBG vor Übernahme dem Rat oder dem Kreistag Düsseldorf, den 16. Dezember 2004

an. Satz 1 gilt für diese Beamtinnen und Beamten nachEintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Alters- Die Landesregierung -
grenze innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren, für Nordrhein-Westfalen :
alle anderen Fälle innerhalb eines Zeitraums von fünf :

Jahren entsprechend. Der Stellvertreter

(2) Die Aufstellung nach $ 71 LBG ist dem Rat oder desMinisterpräsidenten
Kreistag bis zum 31. März des dem Rechnungsjahr nieter 5
folgenden Jahres vorzulegen. für Städtebau und Wohnen,

Kultur und Sport ,

819 . -

Anzeigepflicht nach (L. S.) Dr. Michael Vesper
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

(1) Für ehemalige Mitglieder der Landesregierung DerInnenminister
sowie ehemalige Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, d 18 eien Zur t
soweit sie aus ihrer früheren Tätigkeit Versorgungs- en Justizminister

bezüge oder ähnliches erhalten, gilt $ 75b LBG. entspre- Dr. Fritz Behrenschend.

(2) Bei Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst ist die

Beschäftigte oder der Beschäftigte schriftlich auf die . GV.NRW. 2005 5.8Anzeigepflicht nach Absatz 1 hinzuweisen. Die Unter- .
.  Tiehtung ist aktenkundig zu machen.

Abschnitt 5 .
Vorschriften zur Vorbeugung Hinweis für die Bezieher

des Gesetz- und Verordnungsblattes

vi 5820 ‚für das Land Nordrhein-Westfalenjeraugenprinzip
: : « A . Betrifft: Einbanddeckem zum Gesetz- und Verordnungs-

Die Entscheidung über die Vergabe von Aufträgen ist \ :
von mindestens zwei Personen innerhalb der Stelle nach blattfürGasLand Nordrhein-Westfalen
&1Abs. 1 Nr. 1 und 2 zu treffen. „Jahrgang .

, Der Verlag bereitet für den Jahrgang 2004 Einband-
decken für einen Band vor zum Preis von 12,00 Euro

521 zuzüglich Versandkosten.

Rotation In diesemBetrag sind 16 % Mehrwertsteuer enthalten.(1) Beschäftigte der in 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genann- Bei Bestellung mehrerer Exemplare vermindern sich die
ten Stellen, bei Gemeinden ab einer Einwohnerzahl über Versandkosten entsprechend. Von der Voreinsendung des

. 25.000, sollen in korruptionsgefährdeten Bereichen in Betrages bitten wir abzusehen.
. Peernicht länger als fünf Jahre ununterbrochen Bestellungen werden bis zum 1. März 2005 unterAngabe der Kundennummer an den Verlag erbeten.

(2) Soweit von Absatz 1 abgewichen wird, sind die
Gründe zu dokumentieren und der zuständigen Auf- \
sichtsbehörde mitzuteilen. - GV. NRW. 2004 S. 11


